
 

 

| Stand: 12. Mai 2026 | 1 

VCI NRW-STELLUNGNAHME  

Schriftliche Anhörung zum Antrag „300.000 Arbeitsplätze 
in Gefahr – Anpassungen des CO2-Zertifikatehandels sind 
jetzt notwendig“  
Antrag der Fraktion der SPD, Drucksache 18/17448 
 
Die chemisch-pharmazeutische Industrie ist eine Schlüsselbranche für 
Nordrhein-Westfalen. Als Grundstoff- und Ermöglichungsindustrie steht sie am Anfang 
zahlreicher industrieller Wertschöpfungsketten und trägt mit ihren rund 500 Unternehmen in 
NRW wesentlich zur industriellen Beschäftigung, zur Innovationskraft sowie zur Resilienz 
des Wirtschaftsstandorts bei. 
 
Wie bereits in den Landtags-Stellungnahmen 18/3197 vom 25. November 2025 und 
18/2662 vom 24. Juni 2025 beschrieben, ist aus Sicht des VCI NRW daher der Erhalt der eng 
integrierten chemischen Wertschöpfungskette von herausragender wirtschaftlicher und 
gesellschaftlicher Bedeutung.  
 
Hohe Energiekosten, strukturelle Nachteile gegenüber Wettbewerbsregionen sowie ein 
zunehmend überfordernder regulatorischer Rahmen gefährden Produktion, 
Investitionsentscheidungen und Beschäftigung in NRW (aktuelle Zahlen zur kritischen Lage 
der Branche finden sich im VCI NRW Chemie- und Pharmabarometer). Die unzureichenden 
Rahmenbedingungen stellen damit auch ein Risiko dar für die Transformation der Branche 
hin zur Treibhausgasneutralität. Denn: Standorte, Anlagen und Prozesse, die verschwunden 
sind, können weder transformiert werden noch einen Beitrag zur Transformation anderer 
Branchen leisten.  
 
Daher begrüßen wir die Befassung des Landtags mit der Anpassung des CO2-
Zertifikatehandels als wesentliche Stellschraube zur Verbindung von Wettbewerbsfähigkeit 
und Klimaschutz.  
 
 
EU-Emissionshandel 1: Derzeit überwiegend Kosteninstrument ohne wirksame Lenkung 
 
Der europäische Emissionshandel (EU-ETS 1) ist ein zentrales Instrument der europäischen 
Klimapolitik. In der aktuellen Ausgestaltung verfehlt er jedoch seine eigentliche Funktion. 
 
Kurz- und mittelfristig fehlen zentrale Transformations-Voraussetzungen insbesondere der 
energieintensiven Industrie: etwa wettbewerbsfähiger erneuerbarer Strom, bezahlbarer 
kohlenstoffarmer Wasserstoff, CO₂- und H2-Transport- und Speichernetze sowie ein klarer 
Fahrplan zum Hochlauf von Schlüsseltechnologien wie CCS und CCU. Solange diese 
Voraussetzungen nicht gegeben sind, wirkt das CO₂-Preissignal nicht als Investitionsanreiz, 
sondern primär als zusätzliche Kostenbelastung im internationalen Wettbewerb. 
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Der EU-ETS 1 erhöht somit gegenwärtig das Risiko von Produktionsverlagerungen (Carbon 
Leakage), ausbleibenden Investitionen und verschärft die Wettbewerbssituation in einer 
ohnehin kritischen Lage für die chemische Industrie – mit negativen Folgen für 
Wertschöpfung, Beschäftigung und auch den globalen Klimaschutz. 
 
 
Keine weitere Benchmarkverschärfung – rechtlichen Spielraum nutzen 
 
Von zentraler Bedeutung ist aus Sicht des VCI NRW die Ausgestaltung der kostenlosen 
Zuteilung. Die geplanten Verschärfungen der ETS-Benchmarks ab 2026 basieren auf einer 
Datenlage, die in wesentlichen Punkten nicht belastbar ist und die industrielle Realität nicht 
angemessen widerspiegelt.  
 
Das betrifft etwa die Festlegung des Wärme- und Brennstoffbenchmarks. Hier ergeben sich 
enorme Probleme beispielsweise durch unrealistische Annahmen bei der Berücksichtigung 
von Biomasseeinsatz und dessen regionale / länderspezifische Förderung. Wenn 
Technologien noch nicht ausreichend verfügbar sind, dürfen Benchmarks nicht darauf 
ausgelegt werden. „Positive Ausreißeranlagen“, die sich nicht flächendeckend in Europa 
realisieren lassen, dürfen nicht den Benchmark setzen.  
 
Eine weitere Benchmarkverschärfung hätte gravierende industrie- und standortpolitische 
Folgen: steigende Produktionskosten, verschärfte Carbon-Leakage-Risiken, sinkende 
Investitionsfähigkeit und eine Schwächung industrieller Wertschöpfungsketten. Der VCI 
fordert daher, die Benchmarks mindestens auf dem Niveau von 2025 zu stabilisieren.  
 
Damit wird der vorhandene rechtliche Spielraum genutzt, um Schaden vom Standort 
abzuwenden, ohne die grundsätzliche Zielarchitektur des Emissionshandels infrage zu 
stellen. 
 
 
Substanzielle Reform des EU-ETS 1 ab 2026: Wettbewerbsfähigkeit und Klimaschutz 
verbinden 
 
Im Rahmen des diesjährigen ETS 1-Reviews muss eine substanzielle Reform des 
Emissionshandels durch den Abgleich mit globalen Ambitions- und Emissionsbepreisungs-
niveaus, realen Transformationsvoraussetzungen sowie effektivem Carbon Leakage Schutz 
erfolgen.  
 
Zu einer substanziellen Reform zählen insbesondere: 

▪ Die sofortige Deaktivierung der Marktstabilitätsreserve (MSR) und der Stopp des 
Löschungsmechanismus: Es sollten ab sofort weder weitere Zertifikate in die 
Marktstabilitätsreserve eingestellt und damit dem Markt entzogen noch Zertifikate im 
MSR-Bestand gelöscht werden. Für die Zielerreichung des EU-ETS 1 ist die MSR nicht 
erforderlich. Vielmehr führt sie durch vorzeitige und dauerhafte 
Liquiditätsverknappung zu einer beschleunigten Preissteigerung, obwohl vielfach die 
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grundlegenden Transformationsvoraussetzungen und damit tragfähige Business 
Cases für die Transformation fehlen. 

▪ Eine Abflachung des linearen Reduktionspfades, um eine Kongruenz mit dem 
europäischen Klimaneutralitätsziel herzustellen: Der lineare Reduktionspfad sollte an 
das EU-Klimaneutralitätsziel angepasst werden, sodass die Klimaneutralität im EU-
ETS 1 (Industrie und Energie) nicht gegenüber anderen Bereichen vorgezogen wird. 
Die Abflachung des linearen Reduktionspfades trägt gemeinsam mit der 
Deaktivierung der MSR und der Überführung des MSR-Bestandes in den Markt dazu 
bei, dass mehr Zertifikate für den Kauf und die kostenlose Zuteilung zur Verfügung 
stehen, um damit die kurz - und mittelfristig fehlenden 
Transformationsvoraussetzungen zu kompensieren. Um rasch eine Entlastung für die 
Unternehmen zu erreichen, sollte der lineare Reduktionspfad bereits ab 2026 
abgeflacht werden und statt 2039 erst im Jahr der europäischen Klimaneutralität 
enden. 

▪ Ein Aussetzen der ab 2026 vorgesehenen Abschmelzung der freien Zuteilung für 
CBAM-Produkte, solange kein wirksamer Carbon-Leakage-Schutz nachgewiesen ist: 
Im Rahmen des Grenzausgleichsmechanismus (CBAM) beginnt ab 2026 die 
schrittweise Abschmelzung der freien Zuteilung für Produkte im Anwendungsbereich 
des CBAM. Da CBAM derzeit keinen ausreichenden Schutz vor Carbon Leakage 
bietet, fordert der VCI NRW, die vorgesehene Abschmelzung bei CBAM-Produkten ab 
2026 auszusetzen und CBAM nicht auf weitere Produktgruppen zu erweitern. Erst 
wenn die CBAM-Verordnung nachweislich einen wirksamen Carbon Leakage-Schutz 
gewährleistet, sollte die Abschmelzung beginnen. 

▪ Weitere Maßnahmen im mittel- und langfristigen Zeithorizont: In den 
vorhergehenden Ausführungen liegt der Fokus auf kurzfristige Maßnahmen, die sofort 
umgesetzt werden sollten. Dennoch sehen wir die Notwendigkeit, auch über die 
folgenden Elemente im mittel- und langfristigen Zeithorizont in den Diskurs zu gehen:  

▪ Internationale Zertifikate im EU-ETS 1 anerkennen (Art. 6 Pariser Abkommen)  

▪ Integration von nicht permanentem CCU und Negativemissionszertifikate in 
den EU-ETS 1  

▪ Nachfrageseitige Politikinstrumente (Market pull)  
 

Diese Maßnahmen sind notwendig, um das Funktionieren des Emissionshandels 
sicherzustellen und weiteren irreversiblen Standortschäden vorzubeugen. 
 
 
Chemie- und Raffineriepakt NRW als industriepolitische Grundlage  
 
Die Forderung nach einer umfassenden und umgehenden ETS-Reform steht im Einklang mit 
dem Chemie- und Raffineriepakt NRW des Landes. Der Pakt unterstreicht ausdrücklich die 
systemische Bedeutung der chemischen Industrie und der Raffinerien für Wertschöpfung, 
Versorgungssicherheit und Resilienz in Nordrhein-Westfalen und benennt die Anpassung des 
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EU-Emissionshandels als einen entscheidenden Hebel zur Sicherung der integrierten 
chemischen Wertschöpfungskette. 
 
Der Chemie- und Raffineriepakt NRW fordert als politische Reaktion auf diese Diagnose einen 
wirksamen und umgehenden Carbon-Leakage-Schutz durch eine längere freie Zuteilung im 
EU-ETS 1 auf dem jetzigen Niveau (durch die Überprüfung der MSR und die Anpassung des 
linearen Reduktionsfaktors), bis wettbewerbsfähige Energiepreise, Infrastruktur (Strom, 
Wasserstoff, CO₂-Netze) und tragfähige Geschäftsmodelle für klimaneutrale Prozesse 
verfügbar sind.  
 
Der Pakt, als wesentliches industriepolitisches Strategiedokument, hat hier ein bedeutsames 
Zeichen in Richtung Berlin und Brüssel gesendet und sollte aus Sicht des VCI NRW 
gemeinsam mit den wichtigen Aktivitäten der NRW-Politik weiter Orientierung bieten und 
handlungsleitend wirken zu den wesentlichen Handlungsfeldern für den Chemiestandort. 
 
Der Einsatz für den Chemiestandort bleibt mit Blick auf die Landes-, Bundes- und EU-Ebene 
von entscheidender Bedeutung. So läuft der Prozess zur Chemieagenda 2045 des Bundes 
weiter und muss u.a. bei der Skizzierung des ETS-Reformbedarfs dringend noch eine größere 
Konkretisierung erfahren.  
 

 

Schlussbemerkung 

 
Zu einem resilienten, leistungsfähigen und zunehmend treibhausgasneutralem 
Industriestandort NRW gehört zwingend eine starke und wettbewerbsfähige chemische 
Industrie. Voraussetzung dafür, dass die nordrhein-westfälische Chemie hier ihren Beitrag 
leisten kann, sind gute Standortbedingungen – und dazu gehört ein substanziell 
angepasster EU-Emissionshandel. 
 
Aus Sicht des VCI NRW sollte der politische Fokus zur Anpassung des EU-Emissionshandels 
daher nun darauf liegen, den EU-ETS 1 kurzfristig zu stabilisieren, Carbon Leakage 
wirksam zu verhindern und die Bedingungen für Investitionen in NRW somit zu 
verbessern. Nur so lassen sich Wettbewerbsfähigkeit, Klimaschutz und der Erhalt von 
Industriearbeitsplätzen dauerhaft miteinander verbinden. 
 
Daher ist es von großer Bedeutung, dass die NRW-Politik den Druck bei dem zentralen 
Thema einer umgehenden ETS-Reform hochhält und sich weiter auf allen politischen 
Ebenen für den Erhalt und die Stärkung des Industriestandortes Nordrhein-Westfalen 
einsetzt. 
 
Es liegt im elementaren Interesse von Unternehmen, ihre Standorte wirtschaftlich betreiben zu 
können. Alle Maßnahmen, die hierauf einzahlen, leisten gleichzeitig einen Beitrag zur 
Standort- und Beschäftigungssicherung und unterstützen Investitionsentscheidungen. 
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Eine Konditionierung der notwendigen politischen Unterstützungsinstrumente wäre 
kontraproduktiv. Dies würde die ohnehin massiv unter Druck stehenden Unternehmen 
zusätzlich belasten und stände damit im Widerspruch zum eigentlichen Zweck dieser 
Instrumente, strukturelle Nachteile auszugleichen und Transformation zu unterstützen.  
 
Wir appellieren an die Landespolitik, sich geschlossen und mutig auf allen politischen 
Ebenen für die Umsetzung der erforderlichen Maßnahmen einzusetzen. Als Branche stehen 
wir bereit, hier mitzuwirken! 


